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Verwaltungs- und Benutzerordnung
fur die digitale Informationsverarbeitung und Kommunikation (luK) an
der Padagogischen Hochschule Ludwigsburg

Aufgrund des 8§ 8 Abs. 5 des Landeshochschulgeetzes (LHG) vom 01.01.2005 hat der
Senat der Padagogischen Hochschule Ludwigsburg am yy.yy.2006 folgende Verwaltungs-
und Benutzungsordnung fur das Rechenzentrum der Padagogischen Hochschule Lud-
wigsburg beschlossen.

Praambel

Die Padagogische Hochschule Ludwigsburg (PHL) und ihre Einrichtungen betreiben ein
kooperatives System zur Informationsversorgung und -verarbeitung. Teil dieses Systems
ist die Infrastruktur fur digitale Informationsverarbeitung und Kommunikation (luK-
Infrastrukur).

Die vorliegende Verwaltungs- und Benutzungsordnung regelt die Bedingungen, unter de-
nen das IuK-Leistungsangebot bereitgestellt wird und genutzt werden kann.

Die Verwaltungs- und Benutzungsordnung

= orientiert sich an den gesetzlich festgelegten Aufgaben der Hochschulen sowie an ihrem Man-
dat zur Wahrung der akademischen Freiheit

= stellt Grundregeln fur einen ordnungsgemafen Betrieb der luK-Infrastruktur auf

= weist hin auf die zu wahrenden Rechte Dritter (z.B. Softwarelizenzen, Auflagen der Netz-
betreiber, Datenschutzaspekte)

= verpflichtet den Benutzer zu korrektem Verhalten und zum ékonomischen Gebrauch der ange-
botenen Ressourcen

= klart auf Gber eventuelle Mal3nahmen des Betreibers bei Versté3en gegen die Benutzungs-
ordnung und zugehdorige Regelungen.

1. Abschnitt: Verwaltungsordnung

81 Betreiber der luK-Infrastruktur

(1) IluK-Infrastruktur im Sinne dieser Verwaltungs- und Benutzungsordnung sind alle luK-
Systeme, wie Datenverarbeitungsanlagen (Rechner), Kommunikationssysteme (Net-
ze mit ihren Komponenten) sowie weitere Systeme der digitalen Informationsverar-
beitung, Software und deren Kombinationen, und die zugehdrigen Dienste (IuK-
Dienste).

(2) Betreiber der luK-Infrastruktur ist nach dieser Ordnung das Rechenzentrum der P&-
dagogischen Hochschule Ludwigsburg (PHL) in Verbindung mit weiteren System-
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betreibern und Diensteanbietern in den tbrigen Einrichtungen der Hochschule im
Rahmen eines kooperativen Versorgungssystems.

Das Rechenzentrum ist eine Abteilung des Kommunikations- und Informationszent-
rums (K1Z) gemafld § 23 Abs. 3 PHG und der Verwaltungsordnung des KlZ. Die Or-
ganisation und Verwaltung der weiteren Systembetreiber und Diensteanbieter richtet
sich nach den Verwaltungsordnungen fiir die Ubrigen Einrichtungen.

Aufgaben des Rechenzentrums

Das Rechenzentrum hat die Aufgabe, die digitale Informationsverarbeitung und
Kommunikation (luK) an der PHL im Zusammenwirken mit den Hochschuleinrichtun-
gen zu fordern und zu betreuen. Dem Rechenzentrum obliegen dabei insbesondere
folgende Aufgaben:

1. Betrieb der hochschulweiten Kommunikationsnetze sowie der dem Rechenzentrum zu-
gewiesenen luK-Infrastruktur mit allen damit zusammenhangenden Angelegenheiten
einschlieB3lich anwendungsbezogener Entwicklungen.

2. Koordinierung der Beschaffung von luK-Systemen soweit sie ganz oder teilweise in
Verbindung mit den Anlagen des Rechenzentrums betrieben werden sowie von Soft-
ware generell. Das Rechenzentrum aufert sich aufgrund von Nutzungsanalysen (Per-
sonal, Raume, luK-Systeme, Auslastung, Software) gutachtlich Gber die sachliche Not-
wendigkeit sowie Art und Umfang der Beschaffung von luK-Systemen.

3. Betriebsfachliche Aufsicht Gber alle luK-Systeme an der PHL, auch soweit sie nicht in
deren Eigentum stehen. IuK-Systeme deren Anschaffungswert unter EUR 25.000,- liegt,
sowie luK-Systeme, die unmittelbar und ausschliel3lich mit Forschungsgeréaten verbun-
den sind, kbénnen im Benehmen mit dem Ausschuss fur Informationsversorgung und -
verarbeitung (AlV) durch Beschluss des Senats von der betriebsfachlichen Aufsicht
ausgenommen werden.

AulRerdem Ubernimmt das Rechenzentrum im Rahmen seiner verfigbaren Kapazitat
insbesondere folgende Aufgaben:

1. Unterstutzung des Betriebs von dezentralen luK-Systemen;

2. Beschaffung, Entwicklung, Dokumentation, Installation und Pflege von Software;
3. Mitwirkung im Rahmen von Lehrveranstaltungen und Forschungsvorhaben;
4

Beratung und Unterstiitzung der Nutzer bei der Vorbereitung und Durchfiihrung ihrer
luK-Vorhaben;
5. Aus- und Fortbildungsveranstaltungen tber luK-Anwendungen fir Mitglieder der PHL.

Leitung des Rechenzentrums

Das Rechenzentrum hat einen standigen Leiter bzw. eine standige Leiterin.

Die Leitung des Rechenzentrums ist verantwortlich fur die Verwaltung und die Ent-
scheidung Uber den Einsatz der dem Rechenzentrum zugewiesenen Stellen, Sach-
mittel und Raume; ihm bzw. ihr obliegen, unbeschadet der Zustandigkeit der zentra-
len Verwaltung, insbesondere folgende Aufgaben:

1. Regelung der inneren Organisation, Erlass einer Betriebsordnung und Sorge fiir den
wirtschaftlichen Einsatz des vorhandenen Personals und der zur Verfliigung stehenden
Sachmittel und Einrichtungen.

2. Vorschlag fir die Einstellung von Personal gemaf § 87 PHG.
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3. Entscheidung tber die Zulassung zur Benutzung und die Verteilung der Betriebsmittel
auf die Benutzer sowie Uber den Ausschluss von der Benutzung, soweit nicht das Rek-
torat zustandig ist.

4. Unterrichtung des Koordinierungsausschusses des KlZ tber alle grundsatzlichen Ange-
legenheiten.

5. Gutachtliche Stellungnahme zu DV-Beschaffungsantragen.

6. Festlegung und Durchfiihrung von MaRnahmen zur Betreuung und betriebsfachlichen
Aufsicht.

7. Erstellung einer Kostenrechnung als Grundlage zur Festsetzung der Nutzungsentgelte.

8. Treffen der erforderlichen MalRnahmen fiir die Datensicherung und den Datenschutz.

9. Empfehlungen zur Ausbauplanung.

Der Leiter bzw. die Leiterin unterrichtet die zustandigen Hochschulorgane tber seine
bzw. ihre Geschaftsfuhrung.

8 4 Datenschutz

Die Vorschriften des Landesdatenschutzgesetzes (LDSG) und bereichsspezifischer Da-
tenschutzvorschriften (insbesondere TKG, TDG) in den jeweils geltenden Fassungen und
die Einhaltung technischer und organisatorischer Mal3hahmen zum Datenschutz sind zu
beachten.

2. Abschnitt: Benutzungsordnung

8 5 Geltungsbereich und erganzende Regelungen
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Diese Benutzungsordnung gilt fir die vom Rechenzentrum und den sonstigen Ein-
richtungen der PHL bereitgehaltene luK-Infrastruktur.

Die in Absatz 1 genannte IuK-Infrastruktur kann von den Mitgliedern und Angehori-
gen der PHL zur Erfullung ihrer Aufgaben aus Forschung, Lehre, Studium, Verwal-
tung, Aus- und Weiterbildung, Offentlichkeitsarbeit und AuRendarstellung, internatio-
naler Zusammenarbeit, Wissens- und Technologietransfer und fur sonstige in § 2
LHG beschriebene Aufgaben genutzt werden. Die Nutzung flr private Zwecke ist oh-
ne gesonderte Nutzungserlaubnis nicht zulassig.

Die Nutzung kann auch fir andere Zwecke und andere Personen und Einrichtungen
unter den Voraussetzungen des 8§ 28 Abs. 1 LHG gestattet werden. Einzelheiten ei-
ner entgeltpflichtigen Nutzung werden in gesonderten Entgeltordnungen geregelt.

Zur Gewahrleistung eines ordnungsgemafien Betriebs der luK-Infrastruktur kann die
Leitung der jeweiligen Einrichtung weitere Regelungen tber Fragen des Betriebsall-
tags erlassen (Betriebs- und Nutzungsregelungen). Ergéanzend gelten die Bestim-
mungen der Verwaltungsordnung der jeweiligen Einrichtung.

Die Benutzung der luK-Infrastruktur erfolgt im Rahmen eines offentlich-rechtlichen
Benutzungsverhaltnisses.



8 6 Nutzungsberechtigung und Zulassung
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Wer die luK-Infrastruktur nach 8 5 nutzen will, bedarf einer formalen Nutzungsbe-
rechtigung des zusténdigen Betreibers gemal} Absatz 2. Ausgenommen sind IuK-
Dienste, die fir anonymen Zugang eingerichtet sind.

Betreiber ist das Rechenzentrum im Rahmen seiner Aufgaben und Zustandigkeiten
oder die jeweils zustandige organisatorische Einrichtung der PHL.

Der Antrag auf eine formale Nutzungsberechtigung soll folgende Angaben enthalten:

1. Antragsteller bzw. Antragstellerin: Name, Erreichbarkeit, Status - bei Studierenden auch
Matrikelnummer - und gegebenenfalls die Zugehdérigkeit zu einer organisatorischen Ein-
heit oder einen vom Antragsteller bzw. von der Antragstellerin abweichenden Leistungs-
empfanger (Auftraggeber), sowie weitere zum Zwecke der Kostenzuordnung erforderli-
che Bestandsdaten,

2. Anerkennung dieser Benutzungsordnung sowie der nach § 5 ergédnzend erlassenen Re-
gelungen als Grundlage des Nutzungsverhaltnisses.

Weitere Angaben dirfen nur erhoben werden, soweit dies zur Entscheidung tber
den Antrag erforderlich ist (8 13 LDSG). Spatestens 6 Monate nachdem die bean-
tragte Nutzung beendet wurde, sind die mit dem Antrag erhobenen personenbezo-
genen Daten zu anonymisieren oder zu ldschen (8 23 LDSG), sofern nicht bereichs-
spezifische Aufbewahrungsvorschriften eine langere Speicherung der Daten erfor-
dern.

Uber den Antrag entscheidet der zustandige Betreiber. Er kann die Erteilung der Nut-
zungsberechtigung vom Nachweis bestimmter Kenntnisse tber die Nutzung der luK-
Infrastruktur abhangig machen.

Die Zulassung zur Nutzung der luK-Infrastruktur erfolgt durch Erteilung einer Nut-
zungserlaubnis. Zur Gewabhrleistung eines ordnungsgemalfen und stérungsarmen
Betriebs kann die Nutzungserlaubnis mit nutzungsbezogenen Bedingungen und Auf-
lagen verbunden werden. Die Nutzungserlaubnis gilt nur fir Arbeiten und Zwecke,
die in Zusammenhang mit der beantragten Nutzung stehen und kann zeitlich be-
schréankt werden.

Die Nutzungserlaubnis kann ganz oder teilweise versagt, widerrufen oder nachtrag-
lich beschrankt werden, insbesondere wenn

1. kein ordnungsgemalRer Antrag vorliegt oder die Angaben im Antrag nicht oder nicht
mehr zutreffen,

2. die Voraussetzungen fir eine ordnungsgemafe Nutzung der luK-Infrastruktur nicht oder
nicht mehr gegeben sind,

die nutzungsberechtigte Person nach § 8 von der Nutzung ausgeschlossen worden ist,

4. die vorhandene luK-Infrastruktur fir die beantragte Nutzung ungeeignet oder fiir beson-
dere Zwecke reserviert ist,

5. die Kapazitat der Ressourcen, deren Nutzung beantragt wird, wegen einer bereits be-
stehenden Auslastung fir die geplante Nutzung nicht ausreicht,

6. die Nutzung besonderen Datenschutzerfordernissen geniigen muss und kein sachlicher
Grund fur die geplante Nutzung ersichtlich ist,

7. zuerwarten ist, dass durch die beantragte Nutzung andere berechtigte Vorhaben in un-
angemessener Weise beeintrachtigt werden,

8. das geplante Vorhaben des Nutzers nicht mit den Aufgaben der PHL oder den Zulas-
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sungszwecken in Einklang steht,
9. die Exportbedingungen von Herstellerlandern bei Rechnern oder Programmen den
Zugriff oder die Nutzung durch Angehorige benannter Staaten untersagen,

10. bei einer entgeltpflichtigen Nutzung das festgesetzte Nutzungsentgelt nicht fristgemaf
entrichtet wird.

Die Nutzungserlaubnis erlischt

1. mit der Abmeldung durch den Nutzer,

2. mit Ablauf einer befristet erteilten Zulassung,
3. mit der Anderung des Status des Nutzers,

4. durch Widerruf.

Rechte und Pflichten der Nutzer

Die nutzungsberechtigten Personen (Nutzer) haben das Recht, die IuK-Infrastruktur
im Rahmen der Zulassung und nach Mal3gabe dieser Benutzungsordnung zu nutzen.
Erganzend gelten die nach den 8 5 Abs. 3 und 4 erlassenen Ordnungen und Rege-
lungen. Im Verkehr mit anderen Betreibern gelten aul3erdem deren ergdnzende Be-
nutzungs- und Zugriffsrichtlinien, soweit diese der vorliegenden Benutzungsordnung
nicht entgegenstehen. Eine hiervon abweichende Nutzung bedarf einer gesonderten
Zulassung.

Dem Nutzer ist es untersagt, Nutzungsberechtigungen weiterzugeben. Die Nutzer
sind verpflichtet,

1. sowohl die Vorgaben dieser Benutzungsordnung als auch die Grenzen der Nutzungser-
laubnis einzuhalten und insbesondere die Nutzungszwecke zu beachten,

2. an einer sach- und ordnungsgemafen Nutzung der luK-Infrastruktur mitzuwirken, insbe-
sondere alles zu unterlassen, was den ordnungsgemalfien Betrieb der eigenen und
fremden luK-Infrastruktur stort,

die luK-Infrastruktur und sonstige Infrastruktur sorgféltig und schonend zu behandeln,
die luK-Infrastruktur verantwortungsvoll und wirtschaftlich zu nutzen,
ausschlie3lich die ihnen erteilten Nutzungsberechtigungen zu verwenden,

daflir Sorge zu tragen, dass keine anderen Personen Kenntnis von den Authentifizie-

rungsschlisseln - z. B. Passwort, PIN, Zertifikat, Private Key - erlangen, sowie Vorkeh-

rungen zu treffen, damit unberechtigten Personen der Zugang zu der luK-Infrastruktur
verwehrt wird,

7. fremde Authentifizierungsschlissel weder zu ermitteln noch offen zu legen,

8. keinen unberechtigten Zugriff auf Informationen anderer Nutzer zu nehmen und bekannt
gewordene Informationen anderer Nutzer nicht ohne Genehmigung weiterzugeben,
selbst zu nutzen oder zu veréndern,

9. bei der Nutzung von Software und Informationsangeboten, Dokumentationen und ande-
ren Daten die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere zum Urheberrechts- und Mar-
kenschutz, einzuhalten und die Lizenzbedingungen, unter denen Software und Doku-
mentationen zur Verfigung gestellt werden, zu beachten,

10. Software, Dokumentationen und Daten weder zu kopieren noch an Dritte weiter-
zugeben, sofern dies nicht ausdricklich erlaubt ist, noch zu anderen als den erlaubten
Zwecken zu nutzen,

11. in den Rdumen des Betreibers den Weisungen des Personals Folge zu leisten und eine
vorhandene Hausordnung zu beachten,

12. die Nutzungsberechtigung auf Verlangen nachzuweisen und sich zu identifizieren,

13. ohne ausdruckliche Einwilligung des Betreibers keine Eingriffe in die luK-Infrastruktur
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vorzunehmen, insbesondere ohne Nutzungserlaubnis keine privaten Systeme in die IuK-
Infrastruktur der PHL einzubringen,

14. dem Betreiber auf Verlangen in begriindeten Einzelféllen, insbesondere bei begrinde-
tem Missbrauchsverdacht, Auskinfte tber die sach- und ordnungsgemafe Nutzung zu
erteilen,

15. eine Verarbeitung personenbezogener Daten durch Verfahren im Sinne des § 6 Abs. 3
Nr. 4 mit dem Betreiber und dem Datenschutzbeauftragten abzustimmen und - unbe-
schadet der eigenen datenschutzrechtlichen Verpflichtungen des Nutzers - die vom
Betreiber vorgesehenen Datenschutz- und Datensicherheitsvorkehrungen zu bertick-
sichtigen,

16. ihre Daten und Programme so zu sichern, dass durch einen Verlust fur sie kein Schaden
entsteht,

17. Statusanderungen mitzuteilen.

Die Nutzer haben die luK-Infrastruktur in einer Weise in Anspruch zu nehmen, dass
nicht gegen geltende Rechtsvorschriften verstoRen wird. Auf die folgenden Straftat-
bestande wird besonders hingewiesen:

1. Ausspahen von Daten (§ 202a StGB),

2. Datenveranderung (8 303a StGB) und Computersabotage (8§ 303b StGB),

3. Computerbetrug (8 263a StGB),

4. Verbreitung pornographischer Darstellungen (8 184 StGB), insbesondere der Besitz
kinderpornographischer Darstellungen (8 184 Abs. 5 StGB),

5. Verbreitung von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen (8 86 StGB)
und Volksverhetzung (8 130 StGB),

6. Ehrdelikte wie Beleidigung oder Verleumdung (88 185 ff. StGB),

7. Strafbare Urheberrechtsverletzungen, z.B. durch urheberrechtswidrige Vervielfaltigung
von Software (88 106 ff. UrhG),

8. Verletzung des Fernmeldegeheimnisses (8 206 StGB).

Umfasst die Nutzungserlaubnis die gesonderte Zulassung zur privaten Nutzung oder
die Nutzung durch Dritte (8 5 Abs. 2 und 3) und wird im Rahmen dieser Nutzungser-
laubnis auch das Hosting eigener Webseiten erméglicht, dirfen diese bzgl. des Lay-
outs nicht so gestaltet sein, dass sie als Webseiten der PHL bzw. ihrer Einrichtungen
angesehen werden kénnen. Die Nutzer sind verpflichtet, die rechtlichen Bestimmun-
gen fur einen Webauftritt und vor allem die ,Richtlinien der Padagogischen Hoch-
schule Ludwigsburg fur den Internetauftritt der Hochschule® in der jeweils guiltigen
Fassung zu beachten und einzuhalten.

Wird von Webseiten, die sich im Verantwortungsbereich des Betreibers befinden, auf
rechtswidrige Inhalte verlinkt oder bestehen tatsachliche Anhaltspunkte, dass sie
selbst rechtswidrige Inhalte enthalten und wird dies durch einen Betreiber erkannt
oder wird ein Betreiber Uber solche Referenzierungen oder Inhalte in Kenntnis ge-
setzt, wird der Nutzer informiert. Dieser hat die entsprechenden Referenzen oder In-
halte unverziglich zu entfernen. Der Betreiber ist berechtigt, bis zur Anderung durch
den Nutzer oder einer hinreichenden Klarung der Rechtslage die Webprasenz zu
sperren.

Daten durfen nur in den fur jeden Benutzer vorgesehenen Bereichen gespeichert
werden. Der Benutzer darf nur die im Rahmen der Ausbildung von ihm selbst erstell-
ten Dokumente (Quellprogramme, Texte, Zeichnungen u.&.) auf den zur Verfiigung
gestellten Bereichen speichern.



(7) Die lokalen Festplatten der studentischen Arbeitsplatze stehen jedem Nutzer wah-
rend einer Arbeitssitzung zur Verfigung. Nach Beendigung der Arbeit sollen alle Da-
teien auf der lokalen Festplatte geléscht werden. Daten auf der lokalen Festplatte
sind ungeschutzt - in unregelmafigen Abstanden werden die Platten ohne Vorwar-
nung formatiert.

(8) Von Benutzern mitgebrachte Software (auch Spiele) durfen nicht auf Datentrager des
Rechenzentrums kopiert werden, d.h. auch nicht auf die lokalen Festplatten eines
Rechners. Ausnahmen hiervon kdnnen nur in Absprache mit der Rechenzentrumslei-
tung vorgenommen werden. Dateien und deren Zugriffsattribute dirfen auf3erhalb
des eigenen Arbeitsverzeichnisses nicht modifiziert werden, auch wenn dies tech-
nisch moglich ist.

(9) Vor Import von Daten (z.B. Ubungsprogramme, Texte, Zeichnungen) uiber Disketten
und sonstige mobilen Datentrager sind diese grundsatzlich mit den vom Rechenzent-
rum zur Verfigung gestellten Antivirenprogrammen zu untersuchen.

8 8 Ausschluss von der Nutzung

(1) Nutzer kbénnen vorubergehend oder dauerhaft in der Nutzung der luK-Infrastruktur
beschrankt oder hiervon ausgeschlossen werden, wenn

1. sie schuldhaft gegen die Bestimmungen dieser Benutzungsordnung, insbesondere ge-
gen die in § 7 aufgefiihrten Pflichten, verstof3en oder

2. sie die luK-Infrastruktur fur strafbare Handlungen missbrauchen oder

3. der PHL durch sonstiges rechtswidriges Nutzerverhalten Nachteile entstehen.

(2) MalRnahmen nach Absatz 1 sollen in der Regel erst nach vorheriger erfolgloser Mah-
nung erfolgen. Dem Betroffenen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Auf
Anforderung sind ihm rechtméafRiig zustehende Daten zu tberlassen.

(3) Voribergehende Nutzungseinschrankungen, tber die der Betreiber entscheidet, sind
aufzuheben, sobald eine ordnungsgemafe Nutzung wieder gewéabhrleistet erscheint.

(4) Eine dauerhafte Nutzungseinschrankung oder der vollstandige Ausschluss eines
Nutzers kommt nur bei schwerwiegenden oder wiederholten Verstdl3en i.S.v. Absatz
1 in Betracht. Die Entscheidung tber einen dauerhaften Ausschluss trifft der Rektor
auf einen von der Leitung des Betreibers gestellten Antrag durch Bescheid. Mdgliche
Anspriche der PHL aus dem Nutzungsverhaltnis bleiben unberthrt. Dem Nutzer ste-
hen Schadenersatzanspriche auf Grund des Ausschlusses nicht zu.

89 Rechte und Pflichten des Betreibers

(1) Betriebsbedingt kann der Betreiber die Nutzung der IuK-Infrastruktur voribergehend
einschranken oder einzelne Nutzerkennungen vorubergehend sperren. Sofern mog-
lich, sind die betroffenen Nutzer hieriiber im Voraus zu unterrichten.

(2) Sofern tatsachliche Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass ein Nutzer auf der luK-
Infrastruktur des Betreibers rechtswidrige Inhalte zur Nutzung bereithélt, kann der
Betreiber die weitere Nutzung verhindern, bis die Rechtslage hinreichend geklart ist.
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Der Betreiber ist berechtigt, die Sicherheit der Authentifizierungsschlissel und der
Nutzerdaten durch regelmafige manuelle oder automatisierte Verfahren zu tberpru-
fen und notwendige SchutzmalRnahmen durchzufuhren, um die luK-Infrastruktur und
Nutzerdaten vor unberechtigten Zugriffen Dritter zu schitzen. Der Nutzer ist Uber ge-
troffene Malinahmen, die ihn unmittelbar betreffen, unverziglich in Kenntnis zu set-
zen.

Der Betreiber ist nach MalRgabe der nachfolgenden Regelungen berechtigt, die Inan-
spruchnahme der luK-Infrastruktur durch die einzelnen Nutzer zu dokumentieren und
auszuwerten, jedoch nur soweit dies erforderlich ist und andere - insbesondere ar-
beits- oder dienstrechtliche - Rechtsnormen dem nicht entgegenstehen

1. zur Gewahrleistung eines ordnungsgemafen Betriebs,

zur Ressourcenplanung und Systemadministration,

zum Schutz personenbezogener Daten,

zu Abrechnungszwecken,

fur das Erkennen und Beseitigen von Stérungen sowie

6. zur Aufklarung und Unterbindung rechtswidriger oder missbrauchlicher Nutzung.

arMwn

Unter den Voraussetzungen von Absatz 4 ist der Betreiber auch berechtigt, unter
Beachtung des Datengeheimnisses Einsicht in die Benutzerdateien zu nehmen, so-
weit dies zur Beseitigung aktueller Stérungen oder zur Aufklarung und Unterbindung
von Missbrauchen, sofern hierfir tatséachliche Anhaltspunkte vorliegen, erforderlich
ist. Zur Aufklarung und Unterbindung von Missbrauchen ist eine gemeinsame Ein-
sichtnahme durch mindestens zwei Verantwortliche erforderlich. Eine Einsichtnahme
in die Nachrichten-, insbesondere E-Mail-Postfacher, ist jedoch nur zulassig, soweit
dies zur Behebung aktueller Stérungen im Nachrichtendienst unerlasslich ist. Die
Einsichtnahme ist zu dokumentieren. Der betroffene Benutzer ist nach Zweckerrei-
chung unverzuglich zu benachrichtigen.

Unter den Voraussetzungen von Absatz 4 konnen auch die Verbindungs- und Nut-
zungsdaten im Nachrichtenverkehr - insbesondere Mail-Nutzung - dokumentiert wer-
den. Es durfen jedoch nur die naheren Umstande der Telekommunikation, nicht aber
die nicht-6ffentlichen Kommunikationsinhalte erhoben, verarbeitet und genutzt wer-
den.

Die unter den Voraussetzungen der Abséatze 4 und 6 dokumentierte Inanspruchnah-
me der luK-Infrastruktur darf nur zu den nach Absatz 4 die Protokollierung begriin-
denden Zwecken verarbeitet werden und ist nach Wegfall der Erforderlichkeit der
weiteren Speicherung unverziglich zu I6schen. Die personenbezogenen Protokollie-
rungen und die Loschfristen sowie die Verantwortlichkeit zur Durchfiihrung der Lo-
schung sind zu dokumentieren.

Bei der Erhartung des Verdachts auf strafbare Handlungen ist der Betreiber berech-
tigt, beweissichernde MalRnahmen vorzunehmen. Die PHL behélt sich die Einleitung
strafrechtlicher Schritte sowie die Verfolgung zivilrechtlicher Anspriche ausdricklich
vor.

Die Ubermittlung personenbezogener Protokolldaten an Dritte bedarf der Prufung der
Zulassigkeit durch das Rektorat.

(10) Nach Mal3gabe der gesetzlichen Bestimmungen ist der Betreiber zur Wahrung des

Telekommunikations- und Datengeheimnisses verpflichtet. Bei der Verarbeitung von



personenbezogenen Daten ist der Betreiber verpflichtet, den datenschutzrechtlichen
Erfordernissen Rechnung zu tragen.

(11) Der Betreiber ist verpflichtet, im Verkehr mit anderen Betreibern deren erganzende

Benutzungs- und Zugriffsrichtlinien einzuhalten, soweit diese der vorliegenden Be-
nutzungsordnung nicht entgegenstehen.

§ 10 Haftung des Nutzers

(1)

(@)

3)

Der Nutzer haftet fur alle Schéaden, die der PHL durch missbrauchliche oder rechts-
widrige Nutzung der IuK-Infrastruktur oder dadurch entstehen, dass der Nutzer
schuldhaft seinen Pflichten aus dieser Benutzungsordnung nicht nachkommit.

Der Nutzer haftet auch fur Schaden, die im Rahmen der ihm zur Verfiigung gestellten
Zugriffs- und Nutzungsberechtigungen durch Drittnutzung entstanden sind, wenn er
diese Drittnutzung zu vertreten hat, insbesondere im Falle einer Weitergabe seiner
Benutzerkennung an Dritte. In diesem Fall kann die PHL vom Nutzer nach Mal3gabe
der Entgeltordnung ein Nutzungsentgelt fur die Dritthutzung verlangen.

Der Nutzer hat die PHL von allen Anspriichen freizustellen, wenn Dritte die PHL we-
gen eines missbrauchlichen oder rechtswidrigen Verhaltens des Nutzers auf Scha-
densersatz, Unterlassung oder in sonstiger Weise in Anspruch nehmen.

8 11 Haftung der Hochschule

1)

(2)

3)

(4)

Die PHL ubernimmt keine Gewahrleistung fur den fehlerfreien und unterbrechungs-
freien Betrieb der luK-Infrastruktur sowie fur die Richtigkeit der Ergebnisse. Eventuel-
le Datenverluste sowie die Kenntnisnahme vertraulicher Daten durch unberechtigte
Zugriffe Dritter kbnnen nicht ausgeschlossen werden.

Die PHL Ubernimmt keine Verantwortung fir die Richtigkeit der zur Verfiigung ge-
stellten Programme und Daten. Die PHL haftet auch nicht fir den Inhalt, insbesonde-
re fur die Richtigkeit, Vollstandigkeit und Aktualitat der Informationen, zu denen sie
lediglich den Zugang zur Nutzung vermittelt.

Im Ubrigen haftet die PHL nur bei Vorsatz und grober Fahrlassigkeit inrer Mitarbeiter,
es sei denn, dass eine schuldhafte Verletzung wesentlicher Pflichten vorliegt. In die-
sem Fall ist die Haftung der PHL auf typische, bei Begrindung des Nutzungsverhalt-
nisses vorhersehbare Schaden begrenzt, soweit nicht vorsatzliches oder grob fahr-
l&ssiges Handeln vorliegt.

Maogliche Amtshaftungsanspriiche gegen die PHL bleiben von den vorstehenden Re-
gelungen unberihrt.

8 12 Kosten

(1)

Die Dienstleistungen des Rechenzentrums und der sonstigen Betreiber werden fur
die verschiedenen Aufgabengruppen vorbehaltlich § 28 Abs. 1, letzter Satz LHG wie
folgt verrechnet:



Aufgabengruppe Verrechnung

1 | Antrége von Mitgliedern der PHL gemaR 8§ 5 Abs. 2 Satz 1 unentgeltlich

2 | Antrage von Mitgliedern anderer Hochschulen des Landes unentgeltlich

3 | Antrage anderer Einrichtungen des Landes sowie Uberwiegend vom Land gefor- | Betriebskosten
derter Einrichtungen

4 | Antrdge von Mitgliedern von Hochschulen des Bundes und anderer Lander Selbstkosten-Land

5 | Antrdge anderer Einrichtungen des Bundes und anderer Lander sowie Uberwie- Selbstkosten-Land
gend aus Offentlichen Mitteln geférderter Einrichtungen

6 Antrage von Mitgliedern von Hochschulen und ihrer Einrichtungen im Rahmen Vollkosten
einer Nebentétigkeit

Antrage sonstiger Personen und Einrichtungen Marktpreise

Soweit die Benutzung unentgeltlich erfolgt, kann ein Auslagenersatz erhoben werden. Be-
sondere Kosten, die zur Durchfiihrung von einzelnen Aufgaben entstehen, kdnnen ge-
sondert berechnet werden. Das Rektorat kann Ausnahmen fir die Entgeltberechnung zu-
lassen.

Die Betriebskosten umfassen den jahrlichen Aufwand fir die Bereitstellung, Bedienung
und Nutzung der Betriebsmittel des Betreibers ohne Abschreibungskosten.

Die Selbstkosten-Land umfassen die Gesamtkosten fiir den Betreiber, soweit sie vom
Land getragen werden.

Die Marktpreise orientieren sich an den Preisen gewerblicher Institute fur vergleichbare
Leistungen; sie missen kostendeckend sein.

Die Vollkosten umfassen die Gesamtaufwendungen des Betreibers.

(2) Fur die Aufgabengruppen werden auf Empfehlung des Koordinierungsausschusses
des KIZ in einer GeblUhrensatzung die Entgeltsatze pro Abrechnungseinheit im Vor-
aus festgesetzt und den Nutzern bekannt gegeben. Die Festsetzung beruht auf Ab-
satz 1 und der jahrlich vorzunehmenden Kostenrechnung des Betreibers.

(3) Sind Nutzer auf Grund der Uberlassung von Mitteln Dritter Dritten gegeniiber zu Ge-
genleistungen verpflichtet und ist hierfir die Inanspruchnahme der Dienste des
Betreibers erforderlich, so sind dem Dritten die Kosten in Rechnung zu stellen, die
dieser als Entgelt zu zahlen hatte, wenn er selbst die Nutzung der Dienste des
Betreibers beantragen wirde.

(4) Die Pflicht zur Zahlung des Entgelts entsteht mit dem Beginn der Nutzung.

8§ 13 In Kraft treten

Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage nach der Veroffentlichung in
den Amtlichen Bekanntmachungen der PHL in Kraft.

Ludwigsburg, den yy.yy.2006

gez.
Prof. Dr. Hartmut Melenk
Rektor
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	Präambel
	§ 1 Betreiber der IuK-Infrastruktur
	(1) IuK-Infrastruktur im Sinne dieser Verwaltungs- und Benutzungsordnung sind alle IuK-Systeme, wie Datenverarbeitungsanlagen (Rechner), Kommunikationssysteme (Netze mit ihren Komponenten) sowie weitere Systeme der digitalen Informationsverarbeitung, Software und deren Kombinationen, und die zugehörigen Dienste (IuK-Dienste).
	(2) Betreiber der IuK-Infrastruktur ist nach dieser Ordnung das Rechenzentrum der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg (PHL) in Verbindung mit weiteren Systembetreibern und Diensteanbietern in den übrigen Einrichtungen der Hochschule im Rahmen eines kooperativen Versorgungssystems.
	(3) Das Rechenzentrum ist eine Abteilung des Kommunikations- und Informationszentrums (KIZ) gemäß § 23 Abs. 3 PHG und der Verwaltungsordnung des KIZ. Die Organisation und Verwaltung der weiteren Systembetreiber und Diensteanbieter richtet sich nach den Verwaltungsordnungen für die übrigen Einrichtungen.

	§ 2 Aufgaben des Rechenzentrums
	(1) Das Rechenzentrum hat die Aufgabe, die digitale Informationsverarbeitung und Kommunikation (IuK) an der PHL im Zusammenwirken mit den Hochschuleinrichtungen zu fördern und zu betreuen. Dem Rechenzentrum obliegen dabei insbesondere folgende Aufgaben:
	1. Betrieb der hochschulweiten Kommunikationsnetze sowie der dem Rechenzentrum zugewiesenen IuK-Infrastruktur mit allen damit zusammenhängenden Angelegenheiten einschließlich anwendungsbezogener Entwicklungen.
	2. Koordinierung der Beschaffung von IuK-Systemen soweit sie ganz oder teilweise in Verbindung mit den Anlagen des Rechenzentrums betrieben werden sowie von Software generell. Das Rechenzentrum äußert sich aufgrund von Nutzungsanalysen (Personal, Räume, IuK-Systeme, Auslastung, Software) gutachtlich über die sachliche Notwendigkeit sowie Art und Umfang der Beschaffung von IuK-Systemen.
	3. Betriebsfachliche Aufsicht über alle IuK-Systeme an der PHL, auch soweit sie nicht in deren Eigentum stehen. IuK-Systeme deren Anschaffungswert unter EUR 25.000,- liegt, sowie IuK-Systeme, die unmittelbar und ausschließlich mit Forschungsgeräten verbunden sind, können im Benehmen mit dem Ausschuss für Informationsversorgung und -verarbeitung (AIV) durch Beschluss des Senats von der betriebsfachlichen Aufsicht ausgenommen werden.

	(2) Außerdem übernimmt das Rechenzentrum im Rahmen seiner verfügbaren Kapazität insbesondere folgende Aufgaben:
	1. Unterstützung des Betriebs von dezentralen IuK-Systemen;
	2. Beschaffung, Entwicklung, Dokumentation, Installation und Pflege von Software;
	3. Mitwirkung im Rahmen von Lehrveranstaltungen und Forschungsvorhaben;
	4. Beratung und Unterstützung der Nutzer bei der Vorbereitung und Durchführung ihrer IuK-Vorhaben;
	5. Aus- und Fortbildungsveranstaltungen über IuK-Anwendungen für Mitglieder der PHL.


	§ 3 Leitung des Rechenzentrums
	(1) Das Rechenzentrum hat einen ständigen Leiter bzw. eine ständige Leiterin.
	(2) Die Leitung des Rechenzentrums ist verantwortlich für die Verwaltung und die Entscheidung über den Einsatz der dem Rechenzentrum zugewiesenen Stellen, Sachmittel und Räume; ihm bzw. ihr obliegen, unbeschadet der Zuständigkeit der zentralen Verwaltung, insbesondere folgende Aufgaben:
	1. Regelung der inneren Organisation, Erlass einer Betriebsordnung und Sorge für den wirtschaftlichen Einsatz des vorhandenen Personals und der zur Verfügung stehenden Sachmittel und Einrichtungen.
	2. Vorschlag für die Einstellung von Personal gemäß § 87 PHG.
	3. Entscheidung über die Zulassung zur Benutzung und die Verteilung der Betriebsmittel auf die Benutzer sowie über den Ausschluss von der Benutzung, soweit nicht das Rektorat zuständig ist.
	4. Unterrichtung des Koordinierungsausschusses des KIZ über alle grundsätzlichen Angelegenheiten.
	5. Gutachtliche Stellungnahme zu DV-Beschaffungsanträgen.
	6. Festlegung und Durchführung von Maßnahmen zur Betreuung und betriebsfachlichen Aufsicht.
	7. Erstellung einer Kostenrechnung als Grundlage zur Festsetzung der Nutzungsentgelte.
	8. Treffen der erforderlichen Maßnahmen für die Datensicherung und den Datenschutz.
	9. Empfehlungen zur Ausbauplanung.

	(3) Der Leiter bzw. die Leiterin unterrichtet die zuständigen Hochschulorgane über seine bzw. ihre Geschäftsführung.

	§ 4 Datenschutz
	2. Abschnitt: Benutzungsordnung
	§ 5 Geltungsbereich und ergänzende Regelungen
	(1) Diese Benutzungsordnung gilt für die vom Rechenzentrum und den sonstigen Einrichtungen der PHL bereitgehaltene IuK-Infrastruktur.
	(2) Die in Absatz 1 genannte IuK-Infrastruktur kann von den Mitgliedern und Angehörigen der PHL zur Erfüllung ihrer Aufgaben aus Forschung, Lehre, Studium, Verwaltung, Aus- und Weiterbildung, Öffentlichkeitsarbeit und Außendarstellung, internationaler Zusammenarbeit, Wissens- und Technologietransfer und für sonstige in § 2 LHG beschriebene Aufgaben genutzt werden. Die Nutzung für private Zwecke ist ohne gesonderte Nutzungserlaubnis nicht zulässig.
	(3) Die Nutzung kann auch für andere Zwecke und andere Personen und Einrichtungen unter den Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 LHG gestattet werden. Einzelheiten einer entgeltpflichtigen Nutzung werden in gesonderten Entgeltordnungen geregelt.
	(4) Zur Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Betriebs der IuK-Infrastruktur kann die Leitung der jeweiligen Einrichtung weitere Regelungen über Fragen des Betriebsalltags erlassen (Betriebs- und Nutzungsregelungen). Ergänzend gelten die Bestimmungen der Verwaltungsordnung der jeweiligen Einrichtung.
	(5) Die Benutzung der IuK-Infrastruktur erfolgt im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Benutzungsverhältnisses.

	§ 6 Nutzungsberechtigung und Zulassung
	(1) Wer die IuK-Infrastruktur nach § 5 nutzen will, bedarf einer formalen Nutzungsberechtigung des zuständigen Betreibers gemäß Absatz 2. Ausgenommen sind IuK-Dienste, die für anonymen Zugang eingerichtet sind.
	(2) Betreiber ist das Rechenzentrum im Rahmen seiner Aufgaben und Zuständigkeiten oder die jeweils zuständige organisatorische Einrichtung der PHL.
	(3) Der Antrag auf eine formale Nutzungsberechtigung soll folgende Angaben enthalten:
	1. Antragsteller bzw. Antragstellerin: Name, Erreichbarkeit, Status - bei Studierenden auch Matrikelnummer - und gegebenenfalls die Zugehörigkeit zu einer organisatorischen Einheit oder einen vom Antragsteller bzw. von der Antragstellerin abweichenden Leistungsempfänger (Auftraggeber), sowie weitere zum Zwecke der Kostenzuordnung erforderliche Bestandsdaten,
	2. Anerkennung dieser Benutzungsordnung sowie der nach § 5 ergänzend erlassenen Regelungen als Grundlage des Nutzungsverhältnisses.

	(4) Weitere Angaben dürfen nur erhoben werden, soweit dies zur Entscheidung über den Antrag erforderlich ist (§ 13 LDSG). Spätestens 6 Monate nachdem die beantragte Nutzung beendet wurde, sind die mit dem Antrag erhobenen personenbezogenen Daten zu anonymisieren oder zu löschen (§ 23 LDSG), sofern nicht bereichsspezifische Aufbewahrungsvorschriften eine längere Speicherung der Daten erfordern.
	(5) Über den Antrag entscheidet der zuständige Betreiber. Er kann die Erteilung der Nutzungsberechtigung vom Nachweis bestimmter Kenntnisse über die Nutzung der IuK-Infrastruktur abhängig machen.
	(6) Die Zulassung zur Nutzung der IuK-Infrastruktur erfolgt durch Erteilung einer Nutzungserlaubnis. Zur Gewährleistung eines ordnungsgemäßen und störungsarmen Betriebs kann die Nutzungserlaubnis mit nutzungsbezogenen Bedingungen und Auflagen verbunden werden. Die Nutzungserlaubnis gilt nur für Arbeiten und Zwecke, die in Zusammenhang mit der beantragten Nutzung stehen und kann zeitlich beschränkt werden. 
	(7) Die Nutzungserlaubnis kann ganz oder teilweise versagt, widerrufen oder nachträglich beschränkt werden, insbesondere wenn
	1. kein ordnungsgemäßer Antrag vorliegt oder die Angaben im Antrag nicht oder nicht mehr zutreffen,
	2. die Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Nutzung der IuK-Infrastruktur nicht oder nicht mehr gegeben sind,
	3. die nutzungsberechtigte Person nach § 8 von der Nutzung ausgeschlossen worden ist,
	4. die vorhandene IuK-Infrastruktur für die beantragte Nutzung ungeeignet oder für besondere Zwecke reserviert ist,
	5. die Kapazität der Ressourcen, deren Nutzung beantragt wird, wegen einer bereits bestehenden Auslastung für die geplante Nutzung nicht ausreicht,
	6. die Nutzung besonderen Datenschutzerfordernissen genügen muss und kein sachlicher Grund für die geplante Nutzung ersichtlich ist,
	7. zu erwarten ist, dass durch die beantragte Nutzung andere berechtigte Vorhaben in unangemessener Weise beeinträchtigt werden,
	8. das geplante Vorhaben des Nutzers nicht mit den Aufgaben der PHL oder den Zulassungszwecken in Einklang steht,
	9. die Exportbedingungen von Herstellerländern bei Rechnern oder Programmen den Zugriff oder die Nutzung durch Angehörige benannter Staaten untersagen,
	10. bei einer entgeltpflichtigen Nutzung das festgesetzte Nutzungsentgelt nicht fristgemäß entrichtet wird.

	(8) Die Nutzungserlaubnis erlischt 
	1. mit der Abmeldung durch den Nutzer,
	2. mit Ablauf einer befristet erteilten Zulassung,
	3. mit der Änderung des Status des Nutzers,
	4. durch Widerruf.


	§ 7 Rechte und Pflichten der Nutzer
	(1) Die nutzungsberechtigten Personen (Nutzer) haben das Recht, die IuK-Infrastruktur im Rahmen der Zulassung und nach Maßgabe dieser Benutzungsordnung zu nutzen. Ergänzend gelten die nach den § 5 Abs. 3 und 4 erlassenen Ordnungen und Regelungen. Im Verkehr mit anderen Betreibern gelten außerdem deren ergänzende Benutzungs- und Zugriffsrichtlinien, soweit diese der vorliegenden Benutzungsordnung nicht entgegenstehen. Eine hiervon abweichende Nutzung bedarf einer gesonderten Zulassung.
	(2) Dem Nutzer ist es untersagt, Nutzungsberechtigungen weiterzugeben. Die Nutzer sind verpflichtet,
	1. sowohl die Vorgaben dieser Benutzungsordnung als auch die Grenzen der Nutzungserlaubnis einzuhalten und insbesondere die Nutzungszwecke zu beachten,
	2. an einer sach- und ordnungsgemäßen Nutzung der IuK-Infrastruktur mitzuwirken, insbesondere alles zu unterlassen, was den ordnungsgemäßen Betrieb der eigenen und fremden IuK-Infrastruktur stört,
	3. die IuK-Infrastruktur und sonstige Infrastruktur sorgfältig und schonend zu behandeln,
	4. die IuK-Infrastruktur verantwortungsvoll und wirtschaftlich zu nutzen,
	5. ausschließlich die ihnen erteilten Nutzungsberechtigungen zu verwenden,
	6. dafür Sorge zu tragen, dass keine anderen Personen Kenntnis von den Authentifizierungsschlüsseln - z. B. Passwort, PIN, Zertifikat, Private Key - erlangen, sowie Vorkehrungen zu treffen, damit unberechtigten Personen der Zugang zu der IuK-Infrastruktur verwehrt wird,
	7. fremde Authentifizierungsschlüssel weder zu ermitteln noch offen zu legen,
	8. keinen unberechtigten Zugriff auf Informationen anderer Nutzer zu nehmen und bekannt gewordene Informationen anderer Nutzer nicht ohne Genehmigung weiterzugeben, selbst zu nutzen oder zu verändern,
	9. bei der Nutzung von Software und Informationsangeboten, Dokumentationen und anderen Daten die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere zum Urheberrechts- und Markenschutz, einzuhalten und die Lizenzbedingungen, unter denen Software und Dokumentationen zur Verfügung gestellt werden, zu beachten,
	10. Software, Dokumentationen und Daten weder zu kopieren noch an Dritte weiterzugeben, sofern dies nicht ausdrücklich erlaubt ist, noch zu anderen als den erlaubten Zwecken zu nutzen,
	11. in den Räumen des Betreibers den Weisungen des Personals Folge zu leisten und eine vorhandene Hausordnung zu beachten,
	12. die Nutzungsberechtigung auf Verlangen nachzuweisen und sich zu identifizieren,
	13. ohne ausdrückliche Einwilligung des Betreibers keine Eingriffe in die IuK-Infrastruktur vorzunehmen, insbesondere ohne Nutzungserlaubnis keine privaten Systeme in die IuK-Infrastruktur der PHL einzubringen,
	14. dem Betreiber auf Verlangen in begründeten Einzelfällen, insbesondere bei begründetem Missbrauchsverdacht, Auskünfte über die sach- und ordnungsgemäße Nutzung zu erteilen,
	15. eine Verarbeitung personenbezogener Daten durch Verfahren im Sinne des § 6 Abs. 3 Nr. 4 mit dem Betreiber und dem Datenschutzbeauftragten abzustimmen und - unbeschadet der eigenen datenschutzrechtlichen Verpflichtungen des Nutzers - die vom Betreiber vorgesehenen Datenschutz- und Datensicherheitsvorkehrungen zu berücksichtigen,
	16. ihre Daten und Programme so zu sichern, dass durch einen Verlust für sie kein Schaden entsteht,
	17. Statusänderungen mitzuteilen.

	(3) Die Nutzer haben die IuK-Infrastruktur in einer Weise in Anspruch zu nehmen, dass nicht gegen geltende Rechtsvorschriften verstoßen wird. Auf die folgenden Straftatbestände wird besonders hingewiesen:
	1. Ausspähen von Daten (§ 202a StGB),
	2. Datenveränderung (§ 303a StGB) und Computersabotage (§ 303b StGB),
	3. Computerbetrug (§ 263a StGB),
	4. Verbreitung pornographischer Darstellungen (§ 184 StGB), insbesondere der Besitz kinderpornographischer Darstellungen (§ 184 Abs. 5 StGB),
	5. Verbreitung von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen (§ 86 StGB) und Volksverhetzung (§ 130 StGB),
	6. Ehrdelikte wie Beleidigung oder Verleumdung (§§ 185 ff. StGB),
	7. Strafbare Urheberrechtsverletzungen, z.B. durch urheberrechtswidrige Vervielfältigung von Software (§§ 106 ff. UrhG),
	8. Verletzung des Fernmeldegeheimnisses (§ 206 StGB).

	(4) Umfasst die Nutzungserlaubnis die gesonderte Zulassung zur privaten Nutzung oder die Nutzung durch Dritte (§ 5 Abs. 2 und 3) und wird im Rahmen dieser Nutzungserlaubnis auch das Hosting eigener Webseiten ermöglicht, dürfen diese bzgl. des Layouts nicht so gestaltet sein, dass sie als Webseiten der PHL bzw. ihrer Einrichtungen angesehen werden können. Die Nutzer sind verpflichtet, die rechtlichen Bestimmungen für einen Webauftritt und vor allem die „Richtlinien der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg für den Internetauftritt der Hochschule“ in der jeweils gültigen Fassung zu beachten und einzuhalten.
	(5) Wird von Webseiten, die sich im Verantwortungsbereich des Betreibers befinden, auf rechtswidrige Inhalte verlinkt oder bestehen tatsächliche Anhaltspunkte, dass sie selbst rechtswidrige Inhalte enthalten und wird dies durch einen Betreiber erkannt oder wird ein Betreiber über solche Referenzierungen oder Inhalte in Kenntnis gesetzt, wird der Nutzer informiert. Dieser hat die entsprechenden Referenzen oder Inhalte unverzüglich zu entfernen. Der Betreiber ist berechtigt, bis zur Änderung durch den Nutzer oder einer hinreichenden Klärung der Rechtslage die Webpräsenz zu sperren.
	(6) Daten dürfen nur in den für jeden Benutzer vorgesehenen Bereichen gespeichert werden. Der Benutzer darf nur die im Rahmen der Ausbildung von ihm selbst erstellten Dokumente (Quellprogramme, Texte, Zeichnungen u.ä.) auf den zur Verfügung gestellten Bereichen speichern.
	(7) Die lokalen Festplatten der studentischen Arbeitsplätze stehen jedem Nutzer während einer Arbeitssitzung zur Verfügung. Nach Beendigung der Arbeit sollen alle Dateien auf der lokalen Festplatte gelöscht werden. Daten auf der lokalen Festplatte sind ungeschützt - in unregelmäßigen Abständen werden die Platten ohne Vorwarnung formatiert. 
	(8) Von Benutzern mitgebrachte Software (auch Spiele) dürfen nicht auf Datenträger des Rechenzentrums kopiert werden, d.h. auch nicht auf die lokalen Festplatten eines Rechners. Ausnahmen hiervon können nur in Absprache mit der Rechenzentrumsleitung vorgenommen werden. Dateien und deren Zugriffsattribute dürfen außerhalb des eigenen Arbeitsverzeichnisses nicht modifiziert werden, auch wenn dies technisch möglich ist.
	(9) Vor Import von Daten (z.B. Übungsprogramme, Texte, Zeichnungen) über Disketten und sonstige mobilen Datenträger sind diese grundsätzlich mit den vom Rechenzentrum zur Verfügung gestellten Antivirenprogrammen zu untersuchen.

	§ 8 Ausschluss von der Nutzung
	(1) Nutzer können vorübergehend oder dauerhaft in der Nutzung der IuK-Infrastruktur beschränkt oder hiervon ausgeschlossen werden, wenn
	1. sie schuldhaft gegen die Bestimmungen dieser Benutzungsordnung, insbesondere gegen die in § 7 aufgeführten Pflichten, verstoßen oder
	2. sie die IuK-Infrastruktur für strafbare Handlungen missbrauchen oder
	3. der PHL durch sonstiges rechtswidriges Nutzerverhalten Nachteile entstehen.

	(2) Maßnahmen nach Absatz 1 sollen in der Regel erst nach vorheriger erfolgloser Mahnung erfolgen. Dem Betroffenen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Auf Anforderung sind ihm rechtmäßig zustehende Daten zu überlassen.
	(3) Vorübergehende Nutzungseinschränkungen, über die der Betreiber entscheidet, sind aufzuheben, sobald eine ordnungsgemäße Nutzung wieder gewährleistet erscheint. 
	(4) Eine dauerhafte Nutzungseinschränkung oder der vollständige Ausschluss eines Nutzers kommt nur bei schwerwiegenden oder wiederholten Verstößen i.S.v. Absatz 1 in Betracht. Die Entscheidung über einen dauerhaften Ausschluss trifft der Rektor auf einen von der Leitung des Betreibers gestellten Antrag durch Bescheid. Mögliche Ansprüche der PHL aus dem Nutzungsverhältnis bleiben unberührt. Dem Nutzer stehen Schadenersatzansprüche auf Grund des Ausschlusses nicht zu.

	§ 9 Rechte und Pflichten des Betreibers
	(1) Betriebsbedingt kann der Betreiber die Nutzung der IuK-Infrastruktur vorübergehend einschränken oder einzelne Nutzerkennungen vorübergehend sperren. Sofern möglich, sind die betroffenen Nutzer hierüber im Voraus zu unterrichten.
	(2) Sofern tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass ein Nutzer auf der IuK-Infrastruktur des Betreibers rechtswidrige Inhalte zur Nutzung bereithält, kann der Betreiber die weitere Nutzung verhindern, bis die Rechtslage hinreichend geklärt ist.
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